
 

 

  TOP …….... 
 

 

 

 

 Mainz, 23.01.2014 

 

 

Antrag 0845/2010/1 zur Sitzung Stadtrat am 30.06.2010 

 

Nutzung der Layenhof-Flächen für erneuerbare Energien (CDU) 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 

Die Vertreter/innen der Landeshauptstadt Mainz in der Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes "Layenhof/Münchwald" werden aufgefordert, unter Berücksichtigung der 
Belange des Naturschutzes, des Flugplatzbetriebes, der gewerblichen Nutzer und der An-
wohner eine Prüfung zu veranlassen, welche Flächen auf dem Areal des Layenhofes für 
die Installation von Photovoltaikanlagen geeignet sind. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob 
solche Anlagen wirtschaftlich betrieben werden können und ob ein Partner für die Nutzung 
zur Verfügung steht.  
 
 

 
Begründung: 
 
Die Stadt Mainz hat sich auf Antrag der CDU-Fraktion 2008 verpflichtet, im Rahmen des 
globalen Klimaschutzes lokale Maßnahmen zu ergreifen, mit denen bis zum Jahr 2020 
30% des Strombedarfs aus erneuerbaren Energiequellen gewonnen werden können. Ein 
Aspekt davon ist die Nutzung der Photovoltaik. Die Stadt geht bereits beispielhaft voran, 
indem geeignete Flächen städtischer Gebäude für derartige Anlagen verpachtet werden. 
Am 5. Juli wird das Umweltdezernat der Öffentlichkeit das sogenannte Solarkataster vor-
stellen. Darin können Privatpersonen und Gewerbetreibende ersehen, ob ihre Dachflä-
chen ebenfalls für Photovoltaikanlagen genutzt werden können.  
 
Eine besonders große Fläche für erneuerbare Energiequellen kann möglicherweise auf 
dem Layenhof genutzt werden. Deshalb hat der Stadtrat 2008 beschlossen, die Einrich-
tung eines „Regenerativen Energieparks Layenhof“ prüfen zu lassen. Diese Prüfung wurde 
als Teil des „Klimaschutzkonzeptes Mainz – Teilkonzept Nutzung Erneuerbarer Energien 
in Mainz und Umgebung“ nach Einwerbung bzw. Bereitstellung der dafür erforderlichen 
Mittel im Jahr 2009 beauftragt. Sowohl die Photovoltaik als auch der Standort Layenhof 
sind Teilaspekte dieser fachlichen Prüfung. Der Layenhof liegt allerdings nur teilweise auf 
städtischem Gebiet und die Zuständigkeit für Verwaltung und Nutzung des Gesamtareals 
ist zudem auf den Zweckverband  übertragen worden. Deshalb ist es erforderlich, dass 
sich auch diese Körperschaft mit der Nutzung des Geländes für erneuerbare Energiequel-



- 2 - 

len und hierbei insbesondere mit der Photovoltaik beschäftigt. Um das Interesse möglicher 
Nutzer von Photovoltaikanlagen erkunden zu können, ist auch aus Gründen der Zustän-
digkeit eine Positionierung des Zweckverbandes erforderlich.   
 
Eine nähere Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
 

 

 

 

Dr. Andrea Litzenburger 

Fraktionsvorsitzende 
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